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Fünf Jahrzehnte Bundesrepu-
blik Deutschland waren 1999 ein
Grund zum Feiern. Ein Rück-
blick in die Geschichte der Migra-
tions- und Integrationspolitik in
Deutschland bietet weniger An-
lass dazu. Es gibt aber auch keinen
Grund zu retrospektiver Skandali-
sierung des deutschen Falles;
denn im europäischen Vergleich
ist die gesellschaftsgeschichtliche
Bilanz von Zuwanderung und Ein-
gliederung deutlich besser als 
ihr Ruf im Land. Das soll indes 
kein Anlass sein zu historiographi-
schem Harmoniestreben und zum
Vergessen der Frage, zu wessen
Lasten, auf wessen Kosten und zu
welchem Preis dieses Ergebnis
eingebracht wurde. 

Ich skizziere Entwicklungsli-
nien, Problemfelder und Hand-
lungsspielräume – auch solche,
für die es zu spät geworden ist,
weil nicht rechtzeitig gehandelt
wurde aufgrund von defensiver
Erkenntnisverweigerung und po-
litischer Tabuisierung. Es gilt zu
zeigen, warum alles so kam, wie
es kam; zu zeigen aber auch, dass
nicht alles so kommen musste,
und wo Versäumnisse von gestern
zu Problemen für morgen gewor-
den sind. Es geht nicht um Ankla-
gen oder Schuldsprüche. Ver-
säumnisse aber müssen benannt
werden, wenn aus Problemen der
Vergangenheit für die Gestaltung
der Zukunft gelernt werden soll.

Abb. 1

Deutschland als Wanderungsziel
weckt Hoffnungen und Ängste.
An seinen Grenzen kollidieren
Träume und Alpträume: Es gibt
die Träume derer, die draußen
sind und vielleicht kämen, wenn
sie könnten. Sie wecken drinnen
Alpträume, dass die Fremden tat-
sächlich kommen und Teilhabe
fordern könnten am vermeint-
lichen Glück in der Mitte der ›Fe-
stung Europa‹. Hinter der Angst
vor dem Fremden steht auch die
Angst um das Eigene – um Ar-
beitsplatz, soziale Lage und kul-
turelle Identität. Soziale Angst
aber ist eines der gefährlichsten
Elemente für Gesellschaft und Po-
litik. Wo der Rand des sozialen
Vertrauens endet, droht der Sturz
aus der Ordnung in die Regello-
sigkeit. Die deutsche Erfahrung
liegt erst kurz zurück. 

1. Bilder des Schreckens: 
Fremdenangst und Politik im Vereinigungsprozeß

Die Begegnung von Einheimi-
schen und Fremden war Anfang der
1990er Jahre geprägt durch drei
Zeichen des Schreckens: Frem-
denangst, gewaltbereite Fremden-
feindlichkeit und fremdenfeind-
liche Gewaltakzeptanz. Hinter-
grund waren nicht nur stark stei-
gende Zuwanderungen, sondern
auch seit langem sträflich ungeklär-
te Einwanderungs- und Eingliede-
rungsprobleme und ganz allgemein
ein seit vielen Jahren zu beobach-
tendes Versagen von Politik vor der
Gestaltung der gesellschaftlichen
Problemfelder von Migration, Inte-
gration und Minderheiten.

Seit Herbst 1991 ging es nicht
mehr nur um Fremdenangst und
Fremdenfeindlichkeit allgemein.
Es ging um konkrete Angst vor Tä-
tern und um Opfer: Vorwiegend
jugendliche Täter eröffneten, zu-
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erst im Osten, dann auch im We-
sten der Republik, mit der Kampf-
parole ›Ausländer raus‹ die Stra-
ßenjagd auf Fremde. Zu verzeich-
nen war außerdem eine wachsen-
de Zahl von antisemitischen Aus-
schreitungen. Opfer von Aggres-
sion und Gewalt wurden schließ-
lich sogar die Schwächsten der
Schwachen unter den Einheimi-
schen: Obdachlose und sogar Be-
hinderte. Das aber zeigte, dass es
bei den Exzessen um noch mehr
ging als um Ausländer- und Frem-
denfeindlichkeit allein. Es ging
auch um blinde Projektionen. Sie
entstammten einem diffusen
Bündel von Perspektivenmangel,
Orientierungslosigkeit und sozia-
ler Angst, von Frustration und
Aggression, von Hass und einer
ohnmächtigen Wut, die ihre eige-
nen Ursachen nicht kennt und sie
deshalb bei anderen sucht. 

Nächtliche Brandanschläge
trafen zuerst und zumeist die
Unterkünfte von Asylsuchenden,
aber auch die von Aussiedlern,
seit 1992 zunehmend die Woh-
nungen türkischer Familien. Die
Zahl der Toten und Schwerver-
letzten wuchs. Viele überlebten
nur, weil rechtzeitig gelöscht wer-
den konnte. In der Nacht zum 25.
März 1994 brannte in Lübeck zum
erstenmal seit dem Novemberpo-
grom von 1938 wieder eine Sy-
nagoge in Deutschland.

Bei vielen Deutungen von
Fremdenangst und Fremden-
feindlichkeit in Deutschland ka-
men die Kernprobleme selbst nur
am Rande vor: Einwanderung,
Eingliederung, Minderheitenfra-
gen und deren politische Gestal-
tung – makaber geradezu; denn
eine wichtige Ursache für soziale
Angst und fremdenfeindliche Ab-
wehrhaltungen lag gerade in der
lange anhaltenden politischen
Desorientierung der Bevölkerung
gegenüber Einwanderungsfra-
gen. Sie hatte ihren Grund in der
demonstrativen politischen Er-
kenntnisverweigerung gegen-
über der unübersehbaren gesell-
schaftlichen Tatsache, dass die

Bundesrepublik spätestens seit
den frühen 1980er Jahren ein Ein-
wanderungsland neuen Typs ge-
worden war – nicht im recht-
lichen, aber im gesellschaftlichen
und kulturellen Sinne. 

Am Ende wurde offenbar, dass
die hilflose Flucht in das Dementi,
die Bundesrepublik sei ›kein Ein-
wanderungsland‹, nur die Kehr-
seite politischer Konzeptionslo-
sigkeit war. Es wuchsen soziale
Ängste, Irritationen und Frustra-
tionen über die Abwesenheit von
Politik in einer geradezu gespen-
stischen, weil alltäglich erlebba-
ren und doch politisch für nicht-
existent erklärten Einwande-
rungssituation. Sie schlugen um in
Aggression gegen ›die Fremden‹
und solche, die dafür gehalten
oder dazu erklärt wurden. ›Un-
ten‹ wuchs die Angst von Bürgern
vor Fremden, ›oben‹ die Angst
von Politikern vor Bürgern als
Wählern.

Das Zusammentreffen der
Angst von ›unten‹ mit der Ratlo-
sigkeit von ›oben‹ ließ »Politikver-
drossenheit« zum »Wort des Jah-
res« 1992 werden und trug ent-
scheidend bei zur ersten politi-
schen Legitimationskrise im ver-
einigten Deutschland. Sie drohte
kurzfristig sogar in eine Krise des
parlamentarisch-demokratischen
Systems umzuschlagen und ließ
Bundeskanzler Kohl im Herbst
1992 vom »Staatsnotstand« re-
den. 

Der fremdenfeindliche Flä-
chenbrand geriet aus den Schlag-
zeilen nach den parteipolitischen
Notlösungen im sog. Asylkompro-
miss von 1993 und der demons-
trativen Drosselung der Zuwan-
derung von Asylsuchenden und
Aussiedlern. Aber das Problem
schwelte weiter. An die Stelle der
von Parteien und Medien oft fahr-
lässig angeheizten Asylhysterie
der späten 1980er und frühen
1990er Jahre trat im Superwahl-
jahr 1994, aus Sorge vor einem er-
neuten Aufsteigen fremdenfeind-
licher Gewalt, der Rückzug von
Politik und Medien aus dem bri-

santen Themenfeld. Es ging um
Wahlkampf, Wirtschaftskrise und
Massenarbeitslosigkeit. 

Seither bestand, ganz umge-
kehrt, Gefahr in der Wende vom
Alarmismus zum Desinteresse;
denn die Flamme war nicht erlo-
schen, nur Täter und Opfer schie-
nen sich mehrheitlich gewandelt
zu haben: Schon 1995 brannte es
wieder in Deutschland. Diesmal
zündelten mehrheitlich nicht
Deutsche gegen Fremde, sondern
Fremde gegen Fremde. 

Was man in Deutschland die
›Türkenkrawalle‹ nannte und als
unverzeihliche Ruhestörung wer-
tete, war in der Türkei – die Krieg
gegen die Kurden führte – Anlass
zur Klage über mangelnden
Schutz jener ›einheimischen Aus-
länder‹, die den Deutschen noch
immer die ›Türken‹ und den Tür-
ken schon lange die ›Deutschlän-
der‹ sind.

Beim Zündeln von Deutschen
und Fremden gab es befremdliche
Gewichtungen, je nachdem, wel-
ches Symbol zu Schaden kam – die
Synagoge oder die Autobahn: Als
in der Nacht zum 25. März 1994 in
Lübeck die Synagoge brannte,
ging Entsetzen durchs Land ob
des schändlichen Feuers, das er-
freulicherweise rasch gelöscht
werden konnte und ohne Perso-
nenschaden blieb. Im kollektiven
Gedächtnis wurden düstere Er-
innerungen wach. Historisch-poli-
tische Beschwörungsformeln be-
herrschten tagelang die Presse.

Sachschaden hier, Tote dort;
denn zur gleichen Zeit verbrann-
ten sich Kurden auf deutschen
Straßen und blockierten Auto-
bahnen, um auf das Schicksal ih-
res Volkes aufmerksam zu ma-
chen. Auch das beschäftigte die
Medien – freilich vorwiegend als
öffentliches Ärgernis, als Ver-
kehrsbehinderung und Landfrie-
densbruch. Ignatz Bubis war es
seinerzeit, der daran erinnern
musste, dass Gewalt gegen Min-
derheiten, wo und gegen wen
auch immer, zu ächten und zu be-
kämpfen sei.
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In der Geschichte haben Deutsche
im Ausland und Ausländer in
Deutschland in ungewöhnlich
großer Zahl buchstäblich alle
denkbaren Erscheinungsformen
des grenzüberschreitenden Wan-
derungsgeschehens erlebt: Aus-,
Ein- und Transitwanderungen; Ar-
beitswanderungen von Deut-
schen ins Ausland und von Aus-
ländern nach Deutschland;
Flucht- und Zwangswanderungen
von Deutschen ins Ausland und
von Ausländern nach Deutsch-
land, von Deutschen als Opfern

und von Deutschen als Tätern,
innerhalb und außerhalb der
deutschen Grenzen; außerdem
kannte die Geschichte der Deut-
schen nicht nur die Wanderung
von Menschen über Grenzen, son-
dern auch die Bewegung von
Grenzen über Menschen hinweg
ebenso wie die Ausgrenzung von
›Fremden‹ innerhalb der Grenzen
selbst – Juden, Sinti, Roma und an-
dere.

Viele Einheimische in Deutsch-
land sind Nachfahren von zuge-
wanderten Fremden, und Millio-

nen von Deutschen waren einst
ebenso Fremde im Ausland wie
heute Ausländer in Deutschland –
bei rund 8 Mio. deutschen 
Einwanderern seit dem frühen 19.
Jahrhundert allein in den USA
und einer annähernd so großen
Zahl von Einwanderern heute 
in Deutschland. Durch große hi-
storische Erfahrung bestimmt,
mithin pragmatisch und gelassen
könnte also in Deutschland 
die Begegnung von Mehrheit und
zugewanderten Minderheiten,
von Einheimischen und Fremden
sein. 

Aber diese Begegnung wird in
Deutschland durch historische Er-
innerung auch erschwert: Hinter-
grund ist der – nicht lineare, aber
doch erkennbare – Weg von der
völkisch-romantisch verklärten
Abgrenzung vom sog. ›Fremden‹
im frühen 19. Jahrhundert über
die ethnonationalistische Agita-
tion gegen das sog. ›Fremdartige‹
im späten 19. und frühen 20. Jahr-
hundert zum rassistischen Ver-
nichtungskampf gegen das sog.
›Artfremde‹. 

Vom grauenhaften Ende die-
ses Weges kommt der lange
Schatten des millionenfachen
Verbrechens an ethnischen, kultu-
rellen, religiösen und anderen
Minderheiten im nationalsoziali-
stischen Deutschland und im von
Deutschland besetzten Europa.
Diese historische Belastung prägt
in Deutschland vielfach noch im-
mer die verkrampfte Spannung
im Verhalten gegenüber fremden
Minderheiten. 

Das gilt besonders für die kal-
te Kehrseite der warmen Träume
von Multikultur im Einwande-
rungsland – nämlich für die Krite-
rien, Kontingente und Quoten,
die für Einwanderungspolitik un-
abdingbar sind. Wo in der öffent-
lichen Diskussion das immer harte
Geschäft der Entscheidung über
Einwanderungsanträge gar mit
›Selektion‹ an der KZ-Rampe in
eins gesetzt wird, da liegen die-
se historisch-mentalen Entzün-
dungsherde bloß.

Migration und Integration in Deutschland seit dem Zweiten Weltkrieg
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2. Ambivalenzen der Geschichte: 
Erfahrungen und Belastungen

Abb. 2



Vier große Zuwanderungs- und
Eingliederungsprozesse hat es in
Deutschland seit 1945 gegeben: a)
die Integration der Flüchtlinge und
Vertriebenen in West- und Ost-
deutschland als Folge des Kriegs; b)
den Weg von der Ausländeranwer-
bung über die ›Gastarbeiterfrage‹
zum echten Einwanderungspro-
blem in Westdeutschland; c) die Zu-
wanderung von Flüchtlingen und
Asylsuchenden; d) die Eingliede-
rung der ›Aussiedler‹ bzw. ›Spät-
aussiedler‹. Dabei dominierten oft
gegensätzliche Erfahrungen in
Deutschland-Ost und Deutschland-
West.

Fall A: 
Deutsche Flüchtlinge 
und Vertriebene
Im Westen wurden sie appellativ
›Heimatvertriebene‹, im Osten
schönfärberisch ›Umsiedler‹ ge-
nannt. Was im Westen jahrzehn-
telang von einflussreichen Vertrie-
benenorganisationen öffentlich
als ›Recht auf Heimat‹ eingefor-
dert wurde, blieb in der DDR als
›Umsiedlerproblematik‹ tabuisiert
mit Rücksicht auf die östlichen
Nachbarn. 

Im Westen überdauerte die Zu-
wanderung von ›Aussiedlern‹ aus
Ost- und Südosteuropa das Ende
der Vertreibungen: Fast 1,6 Mio.
passierten 1951–88 die Grenz-
durchgangslager. Im Osten gab
es, jenseits der ›Umsiedlerintegra-
tion‹, nur wenig Aussiedlerzu-
wanderung, die dort, aus den er-
wähnten Gründen, ohnehin nur
als ›Familienzusammenführung‹
in Frage kam. Wenig bedeutend
war auch die Zuwanderung von
asylsuchenden Flüchtlingen, die
im Westen seit den frühen 1980er
Jahren stark wuchs. 

In der DDR dominierten nicht
Zuwanderung und Eingliederung,
sondern Abwanderung und Aus-
gliederung durch Übersiedlung
oder Flucht in den Westen. Das
wurde im Kalten Krieg vom Wes-
ten begrüßt; denn ›Flucht aus
dem kommunistischen Machtbe-
reich‹ war Abstimmung mit den

Migration und Integration in Deutschland seit dem Zweiten Weltkrieg
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3. Kontraste: 
Einheimische und Fremde in Bundesrepublik, 
DDR und im vereinigten Deutschland

Abb. 3 – Formen der Zuwanderung nach Deutschland in den 1990er
Jahren

Abb. 4 – Flucht aus Schlesien, Anfang 1945

Abb. 5 – Alltag im Provisorium: Flüchtlingslager Uelzen 1953



Füßen in der Konkurrenz der
Systeme und wünschenswerter
Arbeitskräftezufluss zugleich. 

In der DDR hingegen war der
illegale Weg in den Westen als
›Republikflucht‹ ein Straftatbe-
stand und wurde in der öffent-
lichen Diskussion nach Möglich-
keit ebenso totgeschwiegen wie
seit Anfang der 1950er Jahre die
›Umsiedlerproblematik‹. Viele mit
Zuwanderung und Eingliederung,
mit Ausgliederung und Abwan-
derung zusammenhängende Fra-
gen fielen in der DDR mithin öf-
fentlicher Verdrängung anheim.

Fall B: 
›Gastarbeiter‹ und Einwanderer
Der deutsch-italienische Vertrag
von 1955 gab den Auftakt zur
amtlich organisierten Anwerbung
ausländischer Arbeitskräfte ins
Land des ›Wirtschaftswunders‹.
Der Mauerbau im Osten beschleu-
nigte im Westen nur den Weg
zum Einwanderungsland wider
Willen; denn die Anwerbung aus-
ländischer Arbeitskräfte wurde
nach dem Ende des Zustroms 
aus der DDR 1961 um so mehr for-
ciert. 

›Gastarbeiter‹ wurden sie im
öffentlichen (nicht im amtlichen)
Sprachgebrauch genannt, in Ab-
grenzung zu den ›Fremdarbei-
tern‹ im nationalsozialistischen
und zu den ›ausländischen Wan-
derarbeitern‹ im kaiserlichen
Deutschland. Gast ist freilich nur,
wer nicht auf Dauer bleibt. Für ei-
ne dauerhafte Eingliederung der
ausländischen Erwerbsbevölke-
rung aber gab es in der Bundesre-
publik zwar eine pragmatische,
rechts- und sozialstaatlich funk-
tionierende Integration, aber nie
ein umfassendes und integrales
oder gar programmatisches Ein-
gliederungskonzept in der Ko-
operation zwischen dem Bund
und den Ländern, die für Einglie-
derungsaufgaben zuständig sind.
Selbst ein entsprechendes Institu-
tionengefüge, z. B. ein übergrei-
fendes Amt für Migration und In-
tegration, fehlt nach wie vor. 

Migration und Integration in Deutschland seit dem Zweiten Weltkrieg
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Abb. 6 – Abwanderung aus der DDR, September 1949 bis Juli 1961

Abb. 7 – ›Gastarbeiterzüge‹ verbanden Heimat und Fremde



Bis zum ›Ölpreisschock‹ von
1973 und dem dadurch ausgelö-
sten ›Anwerbestop‹ dauerte die
Anwerbung im Westen. Rund 14
Mio. kamen in dieser Zeit, etwa 11
Mio. davon kehrten zurück. Der
Rest blieb, zog die Familien nach
und lebte zum Großteil schon in
den späten 1970er Jahren in ei-
nem gesellschaftlichen Paradox –
einer Einwanderungssituation
ohne Einwanderungsland. 

Das wiederum wurde im We-
sten regierungsamtlich ›demen-
tiert‹, im politischen Entschei-
dungsprozess verdrängt und im

Verwaltungshandeln tabuisiert.
Die überfälligen Großkonzepte
für Einwanderungs- und Einglie-
derungsfragen blieben, ganz fol-
gerichtig, aus; denn was man ta-
buisiert, das kann man nicht ge-
stalten. Aber Versäumnisse in der
Gesellschaftspolitik rächen sich al-
le Zeit bitter: Eine perspektivlose
Einwanderungssituation fördert
Orientierungsverlust bei den Ein-
wanderern. Und ein Einwande-
rungsland wider Willen darf sich
über widerwillige Einwanderer
nicht wundern.

Auch in der DDR gab es, in ge-

ringem Umfange, Ausländerbe-
schäftigung auf der Grundlage
von Regierungsabkommen. Die
Ausländer im ›Paradies der Werk-
tätigen‹ stammten zuletzt vor-
wiegend aus Vietnam und Mo-
sambik. Sie schufteten, wie ehe-
dem die ›Gastarbeiter‹ im Westen,
meist in den am wenigsten ge-
schätzten Beschäftigungsfeldern
mit den härtesten Arbeitsbedin-
gungen, z. B. zu drei Vierteln im
Schichtdienst. 

Diese Ausländerbeschäftigung
wiederum wurde in der DDR offi-
ziell totgeschwiegen, ›demen-
tiert‹ oder als Ausbildungswande-
rung verharmlost. Für die mit be-
fristeten Verträgen in den einge-
mauerten Staat geholten Auslän-
der gab es zwar administrativ ge-
leitete, autoritäre ›Betreuung‹. Es
gab insgesamt aber weniger sozi-
ale Integration als staatlich ver-
ordnete Segregation und sogar
räumliche Ghettoisierung. Die
Ausländer wurden vielfach in 
separaten Gemeinschaftsunter-
künften einquartiert und damit
auch sozial auf Distanz gehalten.
Nähere Kontakte waren geneh-
migungs- und berichtspflichtig. 

Die verordnete Ausgrenzung
der Fremden und die öffentliche
Tabuisierung ihrer Existenz schu-
fen ein soziales Vakuum. Darin
siedelten Gerüchte und Argwohn,
wucherten Mißtrauen, Angst und
Hass. Von einer ostdeutschen
»Form der Apartheid« sprach
Wolfgang Thierse, von »Xeno-
phobie hinter verschlossenen Tü-
ren« Cornelia Schmalz-Jacobsen.
Nach dem Ende der totalitären
Disziplinierung brachen die laten-
ten fremdenfeindlichen Spannun-
gen offen hervor. 

In den Vereinigungsprozess
brachten die einander fremd ge-
wordenen, aus politisch-ideolo-
gisch gegensätzlichen Erfah-
rungswelten stammenden Deut-
schen mithin, neben vielen ande-
ren ungelösten Fragen, auch in
beiden deutschen Staaten unbe-
wältigte Probleme im Umgang
mit Fremden ein.

Migration und Integration in Deutschland seit dem Zweiten Weltkrieg
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Abb. 8 – Portugiesiche Arbeiterinnen bei Karmann in Osnabrück, 
Mitte 1970er Jahre

Abb. 9 – Ausländer und Gesamtbevölkerung in Deutschland
1991–1998

1) Stichtag: 31. 12.
2) Jährliche Veränderung, d. h. Bezug auf das Vorjahr.
3) Zahlen ab dem 31. 12. 1991 für den Gebietsstand seit dem 03. 10. 1990.



Fall C: 
Asylsuchende und andere 
Flüchtlinge
Die Antwort der Nachkriegsdeut-
schen im Westen auf die Auf-
nahme – aber auch Nichtaufnah-
me – deutscher Flüchtlinge im
Ausland 1933–45 war die be-
rühmte Botschaft der vier Worte
in Artikel 16 GG, deren Diskussion
heute viele Bibliotheksregale
füllt: »Politisch Verfolgte genie-
ßen Asylrecht«. 

Das weltweit offenste Asyl-
recht sollte allen, die glaubten,
Anspruch darauf anmelden zu
können, bis zur Entscheidung
über ihren Antrag sicheren Auf-
enthalt geben. Mit zunehmender
Inanspruchnahme dieses Rechts
durch Flüchtlinge aus aller Welt
wuchs die Tendenz zunächst zu
seiner Einschränkung in der Praxis
und schließlich 1993 zur Ein-
schränkung des Grundrechts
selbst. 

Am allseits skandalisierten
›Missbrauch des Asylrechts‹ frei-
lich war die deutsche Seite selbst
kraftvoll beteiligt, weil sie – bei
Anwerbestop und ohne Einwan-
derungsgesetz – jenseits vom Fa-
miliennachzug und Ausnahmere-
gelungen (›Anwerbestop-Aus-
nahmeverordnung‹) im Grunde
nur dieses Nadelöhr zur Einwan-
derung offen ließ. Es wurde von
außen her bald kraftvoll aufge-

stemmt und von innen her immer
wieder neu zugezogen in einem
öffentlichen Abwehrkampf, der
das Feindbild des ›Asylanten‹ stif-
tete. Vielfach ist in Vergessenheit
geraten, dass dies ein denunziati-
ver, bewusst Abwehrreaktionen
stimulierender Kampfbegriff war
und ist, der von den Gegnern der
bis 1993 gültigen Asylrechtspraxis
so lange und so systematisch in
den öffentlichen Sprachgebrauch
hineingedrückt wurde, bis er sich
dort fest etablierte.

Die Zahl der jährlichen Asylge-
suche hatte bis Anfang der 1970er
Jahre relativ niedrig gelegen, ab-
gesehen von den Spitzen zur Zeit
der Niederschlagung des Ungarn-
Aufstandes 1956 und des ›Prager

Frühlings‹ 1968. Die meisten
Flüchtlinge kamen aus dem ›Ost-
block‹. Sie lieferten im Kalten
Krieg willkommene und über-
schaubare Nachweise für die An-
ziehungskraft des Westens.

Seit dem letzten Drittel der
1970er Jahre stiegen die Antrags-
zahlen stark an. Die Mehrheit der
Flüchtlinge stammte jetzt aus der
›Dritten Welt‹. Das war nicht vor-
gesehen, und der Kampf gegen
den ›Missbrauch des Asylrechts‹
begann. 1980 überschritt die Kur-
ve der Asylgesuche erstmals die
Marke von 100.000. Sie wurde im
Verlauf der 1980er Jahre durch
die verschiedensten Abwehrmaß-
nahmen mit unterschiedlichem
Effekt gedrosselt, bis sie Ende der
1980er Jahre kurzfristig außer
Kontrolle geriet.

Die Krisenentwicklung in Ost-
europa führte, zusammen mit
den Abwehrmaßnahmen gegen
›Wirtschaftsflüchtlinge‹ aus der
›Dritten Welt‹, zu einer komplet-
ten Umkehr der Relationen: 1986
waren noch ca. 75 % der Asylsu-
chenden aus der ›Dritten Welt‹
gekommen. 1993 stammten ca.
72 % aus Europa und vor allem
aus Osteuropa. Aber der Kalte
Krieg war vorbei. Flüchtlinge – zu-
mal in Massen – waren nicht mehr
Erfolgsnachweis in der globalen
Systemkonkurrenz, sondern Zu-
satzbelastung in der Krise des So-
zialstaats.
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Abb. 10 

Abb. 11 – Asylantragsteller nach Herkunftskontinenten 1990-1998

„Politisch verfolgt? Du liebe Güte, das behaupten alle. Was wir brauchen, sind glaubhafte
Beweise.“ Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt



1988 durchschlug die Kurve
der Asylgesuche erneut die Marke
von 100.000. Sie kletterte im Jahr
der europäischen Revolutionen
1989 auf ca. 120.000, schoss 1990
hoch auf ca. 190.000 und jagte
weiter: 1991 auf fast 260.000,
1992 auf fast 440.000. Aber da
waren schon in hoher Zahl Flucht-
und Minderheitenwanderungen
dabei – vor allem Flüchtlinge aus
dem Raum Jugoslawien, aber
auch Roma aus Rumänien, von de-
nen noch zu reden sein wird. 

1993 kam die erzwungene
Wende im Kurvenverlauf: Asyl-
rechtsreform, flankierende Maß-
nahmen und verschärfte Grenz-
kontrollen drückten die Zahlen
1993 auf ca. 320.000 und 1994 so-
gar auf ca. 127.000, wo sie auch
1995 blieben – bis sie 1996 auf ca.
116.000, 1997 auf ca. 104.000 und
schließlich 1998 wieder unter die
Schwelle von 100.000 (98.600)
sanken … – so klingen heute die

jährlich präsentierten bundes-
deutschen Erfolgsbilanzen in Sa-
chen Asyl: Asylpolitik scheint da-
ran gemessen zu werden, wieweit
es gelingt, Asylsuchende draußen
bzw. ihre Anerkennung niedrig
zu halten. 

Die historische Botschaft des
alten Artikels 16 GG trägt nicht
mehr seit der Änderung des
Grundrechts auf Asyl am 1. 7.
1993: Der alte Artikel 16 GG war
vom Parlamentarischen Rat im
Winter 1948/49 ganz bewusst so
knapp gehalten worden: Carlo
Schmid (SPD) hatte Einwände mit
dem Hinweis beschwichtigt: »Das
Asylrecht ist immer eine Frage der
Generosität, und wenn man ge-
nerös sein will, muß man riskie-
ren, sich gegebenenfalls in der
Person geirrt zu haben.« Dem
schloss sich Hermann von Man-
goldt (CDU) ausdrücklich an und
betonte, »wenn wir irgendeine
Einschränkung aufnehmen wür-

den, wenn wir irgend etwas auf-
nehmen würden, um die Voraus-
setzungen für die Gewährung des
Asylrechts festzulegen, dann müs-
ste an der Grenze eine Prüfung
durch die Grenzorgane vorge-
nommen werden. Dadurch würde
die ganze Vorschrift völlig wert-
los.« Deswegen umfasste Artikel
16 GG nur einen einzigen Satz.
Der seit dem 1. 7. 1993 gültige Ar-
tikel 16a GG ist bekanntlich deut-
lich länger. 

Bis 1993 hatte Deutschland das
liberalste Asylrecht und die res-
triktivste Asylrechtspraxis. Das li-
berale Asylrecht ist 1993 ver-
schwunden, geblieben ist die re-
striktive Praxis: Seit der Grund-
rechtsänderung von 1993 hat in
aller Regel keine Chance mehr auf
Asyl, wer aus ›verfolgungsfreien‹
Ländern stammt oder über sog.
›sichere Drittstaaten‹ einreist, mit
denen sich Deutschland lückenlos
umgeben hat. 
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Abb. 12 – Zelte für Asylsuchende, Flüchtlingskinder im Lager, Hannover, 1992



Folgen: Die Bundesrepublik ist
für asylsuchende Flüchtlinge de
jure auf dem Landweg nicht mehr
erreichbar. Der – nur in geringem
Umfang genutzte – Luftweg hat,
der Kosten wegen, eine bemer-
kenswerte soziale Selektionsfunk-
tion. Einfliegende Asylsuchende
aus sog. ›Nichtverfolgerstaaten‹
oder ohne gültige Papiere müssen
im exterritorialen Transitbereich
bleiben und dort auf ein Schnell-
verfahren warten, vor allem in
Frankfurt, von wo jährlich Tau-
sende von Ausländern im Flug-
zeug abgeschoben werden. Im In-
land abgelehnte Asylsuchende
warten zu Tausenden im ›Asyl-
knast‹ auf ihre Abschiebung, zu-
weilen zusammen mit regulären
Kriminellen und betreut von Ge-
fängnispersonal, das für die Be-
wachung von verurteilten Straftä-
tern ausgebildet ist, oder auch
vom Personal privater Wachdien-
ste. Psychische Zusammenbrüche,
Suizidversuche, Suizide und Ab-
schiebung mit Gewalt bzw. Sprit-
ze, aber auch die gewaltsame Be-
freiung von verschnürten ›Schüb-
lingen‹ durch andere Fluggäste
sind Alltag geworden im Land von
Artikel 16a GG. Auch das war einst
so nicht gedacht. Der Ausflugstopp
auf Bundesebene nach einem To-

desfall in der Luft kam erst im Mai
1999 und führte zu schärfsten
Protesten der Länderinnenmini-
ster, die ihrerseits prompt nicht
den verzweifelt zappelnden
Flüchtling, sondern den brutal um
sich schlagenden ausländischen
Kriminellen vorführten.

Die Abwehrmaßnahmen aber
haben nicht nur die Asylbewer-
berzahlen gesenkt und den Tran-
sitverkehr von Asylsuchenden
durch Deutschland in andere eu-
ropäische Länder verstärkt. Sie

haben auch die Zahl der illegalen
bzw. irregulären Inlandsaufent-
halte erhöht, teils durch illegalen
Grenzübertritt, teils durch Über-
schreiten der Aufenthaltsgeneh-
migung, teils durch Abtauchen
nach dem Eintreffen von Ausrei-
seaufforderung oder Abschie-
bungsandrohung. 

Allgemein gilt: Je schärfer und
unüberwindlicher die Abschot-
tung für den hilflosen Einzelnen,
desto höher die Konjunktur des
organisierten Verbrechens, das
mit weltweiten Schleppernetzen
operiert. Mit dem von den Me-
dien kraftvoll angeheizten Thema
der ›illegalen Einwanderung‹
aber wurde – nach den sog. ›Asy-
lanten‹ – schon Mitte der 1990er
Jahre ein neues Feindbild hochge-
zogen, will sagen: Der ›illegale
Einwanderer‹ war schon da – be-
vor es überhaupt den legalen gab;
denn ein Einwanderungsgesetz
fehlt bekanntlich nach wie vor.
Die bei der Eröffnung der Hanno-
verschen Computermesse CeBIT
im Februar 2000 von Bundes-
kanzler Gerhard Schröder vorge-
schlagene deutsche ›Red Green 
Card‹ zum – im Gegensatz zur
›Green Card‹ in den USA befriste-
ten – Import von ausländischen
Spitzenkräften wäre kein Ersatz
dafür.
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Abb. 13 – Kurdische Asylsuchende werden von Beamten des 
Bundesgrenzschutzes in Helmstedt aus dem Transit-Zug 
geholt, 1986.

Abb. 14



und deshalb auch hier beibehal-
tene – Rede von ›Aussiedlern‹ ist
an sich ein euphemistischer Mum-
menschanz; denn anerkannte
›Aussiedler‹ haben im Sinne des
Kriegsfolgenrechts zwar An-
spruch auf die deutsche Staatsan-
gehörigkeit mit allen Rechten
und Pflichten. Sie kommen aber
kulturell, mental und sozial in ei-
ne echte Einwanderungssitua-
tion. Sie sind nichts anderes als
deutsche Einwanderer und soll-
ten so behandelt werden.

Ihre Eingliederungsprobleme
werden durch Unterschätzung
oder gar Verwechslung mit den
Vertriebenen und Flüchtlingen
nach 1945 nur erschwert. Die Ein-
gliederungsprobleme wuchsen

Außerhalb des Asylbereichs,
zum Teil in Überschneidung da-
mit, wuchs seit dem blutigen Zer-
fall von Ex-Jugoslawien die Zu-
wanderung von Kriegs- und Bür-
gerkriegsflüchtlingen. Davon gab
es in Deutschland 1994 ca.
350.000, mehr als doppelt so viele
wie in allen anderen Staaten der
Europäischen Union zusammen.
Mit dieser Belastung standen die
Deutschen ziemlich allein – keine
Spur von europäischer Lastentei-
lung (›burden sharing‹). Inzwi-
schen sind die Zahlen, teils frei-
willig, teils unter Druck, stark zu-
rückgegangen. Abschiebungsdro-
hungen aber wurden erst ausge-
setzt, als die Vertreibungen im
Kosovo und der NATO-Luftkrieg

gegen Jugoslawien schon wo-
chenlang die Medien beherrsch-
ten. Krieg, Flucht und Vertrei-
bung könnten am Rande Europas
noch eine lange Zukunft haben.

Fall D: 
Aussiedler – deutsche 
Einwanderer aus Osteuropa
Die Aussiedlerzuwanderung ist
eine Art ›Rückwanderung‹ über
Generationen hinweg. Die Vor-
fahren sind teils vor Generatio-
nen, teils schon vor Jahrhunder-
ten oder, wie im Falle der ›Sieben-
bürger Sachsen‹, sogar schon im
Spätmittelalter ausgewandert –
in Zeiten mithin, in denen es ein
›Deutschland‹ noch gar nicht gab.
Die – inzwischen ›eingebürgerte‹
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Abb. 15 

»Green-Card«-Debatte: Der Migrations-Experte Klaus J. Bade plädiert in einem
Gastbeitrag für Einwanderungs-Regelungen

»Ausländer sind nicht nur die Lückenbüßer am Arbeitsmarkt«
Trennung zwischen humanitären Pflichten und ökonomischen Interessen nötig – Das Recht zur Auswahl eines Teils der Bewerber

NÜRNBERG – Die Diskussion um die »Green-Card« für ausländische Computer-Spezialisten reißt nicht ab: In einer Forsa-Umfrage spra-
chen sich 50 Prozent der Befragten gegen und 44 für eine Visa-Erleichterung nach US-Vorbild aus. Eindeutig für die geregelte
Zuwanderung von Fachkräften plädiert in einem Gastbeitrag für unsere Zeitung Professor Klaus J. Bade. Der aus Nürnberg stammen-
de Historiker ist Vorstand am Osnabrücker Institut für Migrationsforschung und Interkulturelle Studien und Mitbegründer des
bundesweiten »Rates für Migration«.

Asyl und Wirtschaftswanderungen haben in Deutschland fließende Grenzen; denn das Aufnahmeland hat – bei Anwerbestopp und
ohne Einwanderungsgesetzgebung im Grunde nur noch das Nadelöhr des Asyls zur Einwanderung offen gelassen, abgesehen von
Familiennachzug, Aussiedlerzuwanderung und besonderen Ausnahmeregelungen. Dieser politische Fehler hat wesentlich zu den
Abwehrhaltungen und Abwehrmaßnahmen gegen Asylsuchende als »Wirtschaftsflüchtlinge« beigetragen.

Asyl- und Wirtschaftswanderungen aber müssen unterscheidbar bleiben: Bei Flucht und Asyl geht es um humanitäre Pflichten. Bei
Arbeitswanderung und Einwanderung geht es um ökonomische Interessen – nicht nur der Wirtschaftswanderer, sondern auch des
Einwanderungslandes. Es muss das Recht haben, sich einen Teil seiner Einwanderer auszusuchen, zumal es eine große Zahl ohnehin
aufnehmen muss unter dem Gebot übergeordneter Prinzipien (Familiennachzug) oder selbst auferlegter Verpflichtungen (Aus-
siedler).

Deutsche gehen weg

Ausländer sind nicht nur Lückenbüßer am Arbeitsmarkt, zum Beispiel im Pflegedienst oder bei der Müllabfuhr. Es gibt auch höchst
qualifizierte Ausländer für Spitzenjobs, für die zureichend qualifizierte einheimische Arbeitskräfte, trotz Massenarbeitslosigkeit,
offenkundig nicht zu finden sind. Hinzu kommt, dass höchst qualifizierte Deutsche nicht selten ins Ausland abwandern, wo ihnen
bessere Bedingungen geboten werden.

Wenn aber einheimische  Spitzenkräfte fehlen oder abwandern und ausländische im Bedarfsfall nicht flexibel, zügig und ohne zu
enge Begrenzungen zugelassen werden, dann gehen deutschen Spitzenjobs dorthin, wohin auch deutsche und ausländische
Spitzenkräfte gehen, zum Beispiel in die USA. Umgekehrt schaffen eingewanderte Spitzenkräfte oft neue Arbeitsplätze in großer
Zahl, wie nicht nur die Erfahrung im amerikanischen Silicon Valley zeigt. Wir brauchen deshalb einerseits eine Qualifikations-
offensive in der beruflichen Bildung, an Universitäten und Fachhochschulen.

Wir brauchen anderseits eine – auf europäischer Ebene abgestimmte – Einwanderungsgesetzgebung und Einwanderungspolitik im
wohlverstandenen Eigeninteresse des Einwanderungslandes Deutschland.
Die  Schutzmechanismen des nationalen Sozialstaats werden ausgehöhlt, wenn bei dauerhafter struktureller Massenarbeitslosigkeit
und zunehmender »Vergreisung« die Zahl derer wächst, die am Sozialstaat partizipieren, und die Zahl derer schrumpft, die ihn über
ihre Beiträge finanzieren, während zugleich Höchstqualifizierte abwandern und auf Sozialhilfe Angewiesene zuwandern. Im Übrigen
müssen wir uns daran gewöhnen, dass die hässliche Kehrseite des Globalisierungsprozesses die internationale Konkurrenz innerhalb
nationaler Grenzen ist – nicht nur auf den Warenmarkt, sondern auch auf dem Arbeitsmarkt.

Nürnberger Nachrichten, 3.2.2000, S. 5



mit dem Aufstieg der Aussiedler-
zuwanderung zur Massenbewe-
gung. Das galt, obgleich die Zah-
len 1993 durch die Kontingentie-
rung der Aufnahmebescheide auf
maximal 220.000 abgebremst und
dann durch mancherlei weitere
Restriktionen schließlich bis 1998
auf ca. 100.000 heruntergebracht
wurden – nicht zuletzt durch die
1996 eingeführten Sprachtests in
den Herkunftsgebieten, die nicht
wiederholbar sind und deshalb
viele abschrecken. 

Die noch in den 1980er Jahren
deutlich dominierenden ethno-
kulturellen Träume vom Leben als
›Deutsche unter Deutschen‹ wur-
den, Umfragen zufolge, in den
1990er Jahren überholt von nüch-
ternem ökonomisch-spekulati-
vem Wanderungsverhalten: Wer
im fernen Kasachstan mit seiner
Satellitenschüssel ›made in Ger-
many‹ bunte Träume von
Deutschland fängt, der lässt es
nicht beim stillen Träumen vom so
greifbaren Glück. Er besorgt sich,
wenn der Abstammungsnachweis
überzeugt, mit dem ›Aufnahme-
bescheid‹ die Eintrittskarte ins fer-
ne Land der Träume. 

Viele, die als ›Deutsche unter
Deutschen‹ leben wollten, muss-

ten erfahren, dass sie in der frem-
den Heimat als ›Russen‹ gelten.
Nicht wenige von ihnen machen
nach solcher Desillusionierung
und Demotivation eine Art trot-
zigen Re-Ethnisierungsprozeß
durch: Sie lassen ihre zunächst
eingedeutschten Namen wieder
russifizieren, halten am russischen
Pass fest, beantragen ihn sogar
neu oder kehren mitunter, nun
mit zwei Pässen bewaffnet, wie-
der auf Zeit oder auf Dauer zu-
rück – als eingedeutschte Ruß-
landdeutsche mit doppelter Hei-
materfahrung, zuweilen auch,
wie es im Anglo-Russischen heute
so schön heißt, als ›Bisinismen‹.

Die Aussiedlerzuwanderung
galt lange als mustergültiges Mo-
dellunternehmen, empfehlens-
wert auch für die Eingliederung
ausländischer Einwanderer. Das
hat sich unter wachsendem Haus-
haltsdruck deutlich geändert –
auch wenn die Aussiedler trotz
der Kürzungen der Eingliede-
rungshilfen noch immer eine pri-
vilegierte Zuwanderergruppe
sind. Geradezu haarsträubend ist
die Reduktion der Sprachkurse
auf ganze 6 Monate. Und das, ob-
gleich die Deutschkenntnisse der
zuwandernden Aussiedler immer

schlechter wurden und die ange-
spannte Arbeitsmarktlage bei be-
ruflicher Rückständigkeit und
mangelnder Sprachfertigkeit nur
wenig Chancen bietet gerade für
junge, im Eingliederungsprozess
immer häufiger enttäuschte, de-
motivierte und desorientierte
Aussiedler. 

Das gesellschaftliche Ergebnis
war voraussehbar, wurde oft ge-
nug vorausgesagt – aber, wie an-
ders, politisch kraftvoll ›demen-
tiert‹. Heute bestätigen Soziale
Dienste, Suchtberatungsstellen
und Kriminalpolizei längst die
faktischen Probleme in den Kri-
senzonen jenseits des Arbeits-
markts. Gefährlich für das Ver-
hältnis von einheimischen und
fremden Deutschen war ferner
die ›Kommunalisierung‹ der Aus-
siedlerintegration, d. h. die Dele-
gation der Eingliederungskosten
an die Kommunen, in Gestalt der
Überweisung der Aussiedlerfami-
lien nach 6 Monaten an die Sozi-
alhilfe, die Sache der Kommunen
ist. Erkennbar gewachsen sind
aber auch Spannungen und Kon-
flikte zwischen jungen Aussied-
lern und der zweiten bzw. dritten
Ausländergeneration. Bei der In-
tegration der fremden Deutschen
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Abb. 16 – Zuzug von Aussiedlern nach Herkunftsländern 1985–1998



aus dem Osten ist mithin längst
ein neues echtes Einwanderungs-
problem brisant geworden, wäh-
rend das alte, die schon seit Jahr-
zehnten laufende Eingliederung
der einheimischen Ausländer, im-
mer noch viele Probleme kennt.

Ein kurzer Seitenblick noch auf
zwei andere zugewanderte Min-
derheiten aus dem Osten im Ver-
gleich – Juden und Roma:

Relativ jung erst ist die Zuwan-
derung von Juden aus Nachfolge-
staaten der ehemaligen Sowjet-
union im Land des Holocaust. Sie
finden vor dem Hintergrund des
düstersten Kapitels der deutschen
Geschichte Aufnahme als Kon-
tingentflüchtlinge, mit einem Sta-
tus also, der annähernd demjeni-
gen der Asylberechtigten ent-
spricht. Die Zuwanderung von Ju-
den hatte in der Zeit der Agonie
der DDR zwischen dem Unter-
gang des SED-Regimes Anfang
November 1989 und der Vereini-
gung mit der BRD im Oktober
1990 begonnen. 

In dieser postrevolutionären
Zwischenzeit erklärten sich 1990
die von der antizionistischen SED-
Doktrin abgerückten Fraktionen
der DDR-Volkskammer in einer

gemeinsamen Erklärung bereit,
»verfolgten Juden in der DDR Asyl
zu gewähren«, was auch vom
DDR-Ministerrat im Juli 1990 be-
stätigt wurde. Daraufhin bean-
tragten bis Mitte April 1991 fast
5.000 aus der Sowjetunion ihre
Aufnahme im Staatsgebiet der
ehemaligen DDR. Die ersten 
8.500 jüdischen Einwanderer, die
schließlich im vereinigten Deutsch-
land 1991 als Kontingentflüchtlin-
ge anerkannt wurden, waren seit
April 1990 in die noch existierende
DDR eingereist. Von der Öffnung
des Eisernen Vorhangs bis Ende
1998 haben insgesamt rund
123.000 Juden aus der Sowjet-
union bzw. der GUS eine Einreise-
zusicherung erhalten, knapp
93.000 waren bis dahin eingereist. 

Trotz aller Sympathiewerbung
gibt es nach wie vor mancherlei
Probleme zwischen einheimischer
Bevölkerung und jüdischen Ein-
wanderern aus Osteuropa. Hinzu
kommen die Identitätsprobleme
der Einwanderer selbst, die als Ju-
den auswanderten, als solche auf-
genommen und von den jüdi-
schen Gemeinden unterstützt
werden, obgleich ein großer Teil
von ihnen in der Herkunftsgesell-

schaft keine jüdische Identität im
religiös-kulturellen Sinne mehr
besaß und sie oft im Aufnahme-
land erst wieder neu entdeckt.

Kritische Aufmerksamkeit ver-
dient eine latente Spannung zwi-
schen Aussiedlern, Türken und Ju-
den, die erst wenig Beachtung ge-
funden hat: Viele Aussiedler brin-
gen nicht nur ein ausgeprägtes –
durch stark ethnonational ge-
prägte deutsche Aussiedlerpolitik
in ihren Augen sogar noch bestä-
tigtes – ethnonationalistisches
Denken mit. In ihren Mentalitä-
ten gibt es auch ausgesprochen
fremdenfeindliche, insbesondere
streng anti-islamische sowie anti-
judaische, antizionistische bzw.
antisemitische Abwehrhaltun-
gen.

Dass in der Bundesrepublik
Schuldgefühle wegen nationalso-
zialistischer Massenverbrechen
nicht bei der Behandlung aller da-
von betroffenen Minderheiten
wirkten, zeigte das Schicksal der
zugewanderten Roma. Die Erin-
nerung, daß Sinti und Roma vom
Holocaust nach den Juden am
stärksten betroffen waren, bot
hier keine Brücke nach Deutsch-
land: 

Nach amtlichen Schätzungen
gab es von Anfang 1990 bis zum
Inkrafttreten des neuen Asyl-
rechts am 1. 7. 1993 ca. 250.000
Romaflüchtlinge in Deutschland,
vor allem aus Rumänien, aber
auch aus Jugoslawien und Bulga-
rien. Ihre Behandlung zeigte ein
strenges Gegenbild zu derjenigen
von Aussiedlern und Juden aus
Osteuropa. Bei Aussiedlern und
Juden ging es um staatlich beglei-
tete Migration unter den Leit-
perspektiven von sozialstaatlicher
Inklusion und gesellschaftlicher
Integration. Das Gegenteil galt
für die unerwünschte Zuwande-
rung von ›Zigeunern‹ aus Osteu-
ropa: Exklusion, Zwangsrepatriie-
rung bzw. amtlich geschönte De-
portation zurück in Länder, in de-
nen sie, wie z. B. in Rumänien, zu-
mindest ebenso ausgekreist sind
wie Juden in der GUS.
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Abb. 17 – Grenzdurchgangslager Bramsche bei Osnabrück, Schlaf-
saal 1996



Schon Ende der 1970er Jahre hat-
te der erste Ausländerbeauftrag-
te der Bundesrepublik, der frü-
here nordrhein-westfälische Mi-
nisterpräsident Heinz Kühn, ge-
warnt, was man heute nicht in die
Integration investiere, habe man
später für Resozialisierung und
Polizei zu bezahlen. Das war tref-
fend, wurde aber politisch nicht
beachtet bzw. strikt ›dementiert‹.
Die Quittung für politische Kon-
zeptionslosigkeit und mangelnde
Handlungsbereitschaft kam, wie
gezeigt, in den frühen 1990er Jah-
ren unter der Zusatzbelastung
durch den Vereinigungsprozess
und allgemein steigende Zuwan-
dererzahlen. 

Es mangelte freilich weniger
an der Integrationsbereitschaft
oder gar ›Integrationsfähigkeit‹
zugewanderter Minderheiten als
an der Überzeugungsarbeit ge-
genüber der Mehrheit. Für politi-
sche Überzeugungsarbeit aber
braucht man überzeugende poli-
tische Konzepte. Daran fehlt es
nach wie vor. Deshalb dreht sich
hierzulande im gesellschaftspoli-
tischen Problemfeld von Migra-
tion und Integration vieles noch
immer im Kreis, wobei die neue
Bundesregierung kraftvoll nach
Konzepten sucht, die sie zum Teil
in der Opposition selbst pro-
grammatisch eingefordert hat –
von Einwanderungsgesetzge-
bung, Einwanderungspolitik und
einem entsprechenden Institutio-
nengefüge bis zu den dringend
nötigen Eingliederungshilfen für
alle Einwanderer. Dazu könnten
die Deutschen inzwischen z. B. bei
den Niederländern Nachhilfeun-
terricht nehmen: Im Nachbarland
gibt es ein staatlich gefördertes
kommunales Eingliederungspro-
gramm mit individuell zuge-
schnittenen obligatorischen Ein-
gliederungshilfen.

Migrationspolitik aber kann
nur erfolgreich sein, wenn sie sich
auf einen breiten Fundamental-

konsens stützen kann. Sie kann in
einer freiheitlichen Demokratie
nicht gegen die einheimische
Mehrheit durchgesetzt werden,
wenn gefährliche Folgen vermie-
den werden sollen – zu Lasten zu-
gewanderter Minderheiten, aber
auch des politischen Systems ins-
gesamt. Deshalb muss dafür re-
gelrecht geworben werden, so
Claus Leggewie 1994 im von 60
deutschen Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern getragenen
›Manifest der 60: Deutschland
und die Einwanderung‹. Horror-
szenarien, Festungsmentalität
und die Stimulierung von Vertei-
digungsbereitschaft in Migra-
tionsfragen fördern das Gegen-
teil – Abgrenzung, Intoleranz und
Abwehrhaltungen. Wir brauchen
ein Ende des Versteckspiels mit
der Wirklichkeit in Sachen Migra-
tion, Integration und Minderhei-
ten. Wir brauchen ein positives,
ein pragmatisches und ent-
krampftes Verhältnis zu diesen
Gestaltungsbereichen im Innern
und nach außen. 

Die innere Kehrseite der Mi-
grationspolitik ist Eingliederungs-
politik als ein Zentralproblem 
der Gesellschaftspolitik. Es sollte
selbstverständlich sein, dass das in
der Außenpolitik vielbeschwore-
ne Streben nach Verlässlichkeit,
Berechenbarkeit und vertrauen-
bildenden Maßnahmen auch im
Bereich der Gesellschaftspolitik
gelten muß. Auch hier gibt es Ak-
zeptanz nur bei zureichender
Transparenz. Wir brauchen des-
halb integrale und transparente
Gesamtkonzepte für die Problem-
felder von Migration und Integra-
tion, anstelle der wuchernden
Vielfalt von Einzelbestimmungen
eine transparente Gesamtkon-
zeption für die mit Einwanderung
und Eingliederung verbundenen
Herausforderungen. An Entwür-
fen fehlt es nicht. Es fehlt an Kon-
sens und Entscheidung. Man
könnte diesen seit langem über-

fälligen Gestaltungsrahmen – in
Anlehnung an das ›Kriegsfolgen-
bereinigungsgesetz‹ von 1993 –
mit der früheren Ausländerbeauf-
tragten Cornelia Schmalz-Jacob-
sen als ein abschließendes, jahr-
zehntelange Versäumnisse aus-
gleichendes ›Einwanderungsbe-
reinigungsgesetz‹ bezeichnen.

Mit der seit dem 1. 1. 2000 gül-
tigen Reform des Reichs- und
Staatsangehörigkeitsgesetzes von
1913 wurde ein wichtiger Schritt
zur Anerkennung der Einwande-
rungssituation und zur Einpas-
sung deutscher Rechtswirklichkeit
in den europäischen Kontext ge-
tan. Das ›rot-grün‹ (SPD – Bündnis
90/Grüne) initiierte und ›gelb‹
(F.D.P.) modifizierte Gesetz wurde
durchgesetzt gegen massiven
Widerstand der christlich-konser-
vativen Opposition (CDU/ CSU),
die in der außerparlamentari-
schen Öffentlichkeit eine gewalti-
ge Kampagne betrieb, die zu fünf
Millionen Namen tragenden
Unterschriftenlisten führte. Sie
waren bei der Wahl in Hessen im
Februar 1999, bei der die Regie-
rungskoalition die absolute Mehr-
heit im Bundesrat verlor und dar-
aufhin ihr Gesetzesvorhaben mo-
difizieren musste, mindestens
ebenso wichtig wie die Wahlzet-
tel selber. 

Die Anti-Reform-Kampagne,
die das Reformvorhaben auf die
Einführung eines ›Doppelpasses‹
reduzierte, zeigte, dass ethnona-
tionales Denken durch Gesetzes-
änderungen allein nicht zu verän-
dern ist. Sie wirkte zugleich wie
eine demagogische Strafaktion
gegenüber der erstaunlichen po-
litischen Naivität in Einwande-
rungsfragen, die aus dem Glau-
ben sprach, man könne eine der-
art brisante und mit fest veran-
kerten Denktraditionen brechen-
de Reform ohne alle öffentliche
Verständnis- und Überzeugungs-
arbeit schlichtweg verfügen und
die nötige öffentliche Werbung
für diese Idee auf die Zeit nach
dem Inkraftreten des Gesetzes
vertagen. Die Folgen sprachen
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lernen, dass es Grenzen der
Selbstachtung gibt, die die Mehr-
heit auf Kosten der Minderheit 
im Einwanderungsprozess nicht
überschreiten darf. 

Aber damit nicht genug, es
gibt längst nicht mehr nur sog.
Doppelidentitäten und -loyalitä-
ten. Zunehmend bilden sich, nicht
nur in Deutschland, sog. transna-
tionale und transkulturelle Iden-
titäten heraus. Ihnen gegenüber
mag das Staatsangehörigkeits-
recht wie atavistisches Zaumzeug
wirken, wie ein Versuch, Proble-
me der Zukunft mit Instrumenten
der Vergangenheit zu bewältigen
– aber wir haben im Moment noch
keine anderen, und die Hand-
lungsalternativen der europäi-
schen Zukunft sind noch nicht be-
stimmbar genug. 

Darüber nachzudenken, ist
allerdings unser Problem nicht
mehr allein. Die Reform des
Staatsangehörigkeitsrechts kam
zu einer Zeit, in der die national-
staatlichen Handlungsspielräume
in Europa auf zumindest vierfa-
che Weise unter Druck geraten
sind – von außen, von oben, von
unten und von innen: von außen
durch den Prozeß der Globalisie-
rung; von unten durch Prozesse
der Regionalisierung und sogar

nicht zuletzt aus der berüchtigten
Frage, mit der sich viele Bürger
nach den Listen erkundigten:
»Wo bitte kann man hier gegen
Ausländer unterschreiben?« Das
ist die eine Seite. 

Auf der anderen Seite steht die
Tatsache, dass die Reform eines
Gesetzes aus frustrierten Einwan-
derern nicht sogleich glückliche
Deutsche macht: In einer lange
künstlich offen gehaltenen Ein-
wanderungssituation haben sich
bei den hierzulande zum Teil
schon in dritter Generation leben-
den Einwanderern längst sog.
Doppelidentitäten und -loyalitä-
ten herausgebildet. Sie sind in
Einwanderungsprozessen, zumal
in der ersten Generation, nicht
selten. In Deutschland aber wur-
den sie amtlich stabilisiert durch
eine Kette von Zurückweisungen
und Erniedrigungen im Eingliede-
rungsprozess. 

Das hat kollektive mentale
Verletzungen erzeugt, die heute
nicht mehr durch bloßen Pass-
wechsel zu korrigieren sind: Man
wirft die Papiere nicht weg, auf
die man zur ›Förderung der Rück-
kehrbereitschaft‹ lange zurück-
verwiesen wurde, nur weil es nun
leichter geworden ist, deutsche
zu bekommen. Es gilt endlich zu

des ›Lokalismus‹; von oben durch
die Delegation von nationalen
Funktionen an die supranationale
europäische Ebene; und von in-
nen gleich auf doppelte Weise:
zum einen durch die abnehmen-
de administrative Trennschärfe
des nationalen Sozialstaats zwi-
schen Staatsbürgern und Auslän-
dern bei der sozialen Partizipa-
tion; zum anderen durch die Her-
ausbildung eben jener sog. trans-
nationalen und transkulturellen
Identitäten – die auch dadurch
gefördert werden, dass der Wech-
sel, d. h. die Aufgabe der bisheri-
gen Staatsangehörigkeit an Inte-
resse verliert, weil die meisten
wirtschaftlichen und sozialen
Grundrechte hierzulande auch
ohne deutschen Pass erreichbar
sind. 

Historisch voreilig aber wäre
es, dem nationalen Staat schon
Adieu sagen zu wollen, während
die Grundlagen für einen europä-
ischen noch weitgehend fehlen.
Überdies ist Nation kein Zustand,
sondern ein Prozess, innerhalb
dessen es mitunter konfligieren-
de universalistische und histori-
sche Zeitrechnungen gibt: Wer
die Historizität des nationalen
Prozesses im Auge behält, wird –
nicht nur im Blick auf Balkanien –
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unschwer erkennen, dass das Pro-
jekt Nationalstaat nach den Er-
fahrungen und Projektionen, die
damit verbunden werden, ganz
unterschiedliche Funktionen ha-
ben kann. Was den einen als theo-
retisch überholter und baldmög-
lichst auch praktisch zu überwin-
dender Atavismus erscheinen
mag, kann den anderen hehres
Zukunftsziel sein, als setzten sie
alle Kraft daran, die historischen
Erfahrungen der anderen wieder-
holen zu dürfen, einschließlich

der damit verbundenen Proble-
me, Katastrophen und deren über
das Ende des Kalten Kriegs hinaus
anhaltenden Folgen. 

Dies ist eine Zeit der Wider-
sprüche: De-Nationalisierung und
postnationale Visionen auf der ei-
nen, Nationalisierung oder Re-
Nationalisierung auf einer ande-
ren Seite, De-Ethnisierung hier,
Re-Ethnisierung dort. Wie war das
noch mit dem kraft Modernisie-
rungstheorie vermeintlich abge-
schafften, weil ›unmodern‹ ge-

wordenen ›ethnischen‹ – in der
Regel aus einer Mischung von
durchaus anderen Antriebskräf-
ten bestehenden – Konflikten, bei
deren erneutem ›Ausbruch‹ viele
kluge Zeitgenossen erst im Lexi-
kon nachlesen mussten, was ›Eth-
nizität‹ eigentlich meint? Und wie
war das noch mit den angeblich
bestenfalls noch für Historiker be-
langvollen sog. ›ethnischen Säu-
berungen‹? Gegen eine Rückkehr
der ›Vergangenheit‹ ist auch in
Zukunft niemand gefeit.
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